
Jürgen Trittin geht es nicht gut. Im ers-
ten Stock des Oldenburger Grand
Café ist es heiß und feucht, er öffnet

das Fenster. Draußen röhrt ein Lastwagen,
er schließt es wieder. Die Mikrofonanlage
pfeift, aber ohne Lautsprecher könnten
die Zuhörer seine finanzpolitische Grund-
satzrede nicht verstehen.

Und das wäre natürlich das Schlimms-
te. Also reißt er sich zusammen. Trittin
referiert über die Euro-Krise, über die
ratlose Kanzlerin, die bedrängt sei von
„D-Mark-chauvinistischen“ CDUlern
und „antieuropäischen“ Liberalen. Da-
gegen präsentiert er sich als norddeut-
sche Variante der schwäbischen Haus-
frau: „Es gibt nüscht umsonst“, sagt er.

In Trittins Erzählung ist es immer seine
Partei, die die richtigen Ideen hatte: zur
Rettung Griechenlands, zum Rettungs-
schirm und jetzt zu den umstrittenen
Euro-Bonds. Eigentlich regierten die Grü-
nen längst „klammheimlich dieses Land“,
so sein Fazit.

Jürgen Trittin als Finanzexperte – an
diesen Gedanken wird man sich gewöh-
nen müssen. Unter seiner Führung än-
dern die Grünen ihre Strategie, die an
die Macht führen soll. In den Jahren bis

1998 kämpfte Fraktionschef Joschka Fi-
scher dafür, die Grünen in außenpoliti-
schen Fragen wie den Auslandseinsätzen
regierungsfähig zu machen – und sich als
Außenminister in Stellung zu bringen.

Trittin will Fischers Coup 2013 wieder-
holen, aber er beschreitet einen anderen
Weg. Seine „Aufräumarbeiten“, wie er
es nennt, finden in der Finanzpolitik statt.
Er stutzt die überzogenen und teilweise
widersprüchlichen Forderungen der Grü-
nen nach Ausgaben, Subventionen und
Steuern zurück, damit seine Partei 2013
regierungsfähig wird.

Das dürfte ihm in den nächsten Mona-
ten innerparteilichen Ärger einbrocken.
Am Ende aber lockt das Amt, das nach
Trittins Einschätzung als einziges als
Machtbasis gegen den Kanzler taugt: das
des Bundesfinanzministers.

Das Auswärtige Amt als Karriereziel
hat der Grüne praktisch abgehakt. Jahr-
zehntelang war es der Dienstsitz des klei-

neren Koalitionspartners, sicherte der Job
des Außenministers doch immer einen
Auftritt in der „Tagesschau“. Doch mitt-
lerweile lässt auch die Kanzlerin nur we-
nige Wochen ohne Auslandsreise verstrei-
chen, zu EU-Gipfeln werden die Außen-
minister nicht einmal geladen.

„Das Auswärtige Amt hat nicht nur we-
gen des derzeitigen Ministers massiv an
Einfluss verloren“, sagt Trittin. Diese Ab-
wertung dürfte den gut 200 Spitzendiplo-
maten, die sich diese Woche zur Botschaf-
terkonferenz bei Außenminister Guido
Westerwelle (FDP) in Berlin versammeln,
einigen Gesprächsstoff geben.

Das „Schatzamt“, wie Trittin es gele-
gentlich nennt, findet der Grüne dagegen
zusehends interessanter. „Neben dem
Kanzleramt bleibt vor allem das Finanz-
ministerium als eigenständiger Akteur in
europäischen und globalen Fragen übrig“,

analysiert Trittin. Dies gelte umso mehr,
als die „Schuldenbremse und die Euro-
Krise auf Jahre die politische Debatte in
Deutschland dominieren“.

Den ersten Schritt auf dem Weg ins Fi-
nanzministerium hat Trittin bereits un-
ternommen. Gemeinsam mit dem Berli-
ner Fraktionschef Volker Ratzmann prä-
sentierte er vorige Woche ein 19-seitiges
Papier der grünen Vorschläge in der Fi-
nanzpolitik. Nach Lektüre des Papiers
bleibt vor allem ein Eindruck: Bisher
herrscht in der Finanzpolitik der Partei
ein ziemliches Durcheinander.

Mit einigen Federstrichen tilgten Trittin
und Ratzmann fast 30 Milliarden Euro an
geplanten jährlichen Mehreinnahmen.
Schonungslos offenbarten die Autoren
den internen Streit darüber, ob die Grü-
nen eine Vermögensteuer, eine Vermö-
gensabgabe oder beides fordern sollten.
Sie geben zu, dass sie sich untereinander
nicht darauf einigen konnten, ob sie den
Höchstsatz bei der Einkommensteuer auf
49 Prozent (Trittin) oder 45 Prozent (Ratz-
mann) erhöhen möchten. Den „Bildungs-
soli“, ein Konzept, nach dem die Grünen
Mittel für den Aufbau Ost in die Bildung
stecken wollten, erklärten die Aufräumer
bis 2017 für illusorisch.

Das Papier soll die Grundlage für einen
Leitantrag beim Parteitag im November
in Kiel sein. Dort dürfte es Ärger geben.
Gastgeber Robert Habeck, Fraktionschef
im schleswig-holsteinischen Landtag, be-
grüßt zwar die trittinschen Aufräumar-
beiten, meldet aber Vorbehalte an: „Wir
Länder sind schlicht nicht in der Lage,
die Zeche für die bundespolitischen Ent-
scheidungen zu zahlen“, sagt er. „In eini-
gen Punkten kollidiert die Bundeslinie
mit Länderinteressen.“ Habeck pocht auf
einen Ausgleich für den „Bildungssoli“,
falls dieser vertagt werde. Außerdem
müssten die Länder am Ertrag der neuen
Vermögensabgabe beteiligt werden.

Der Bundesvorsitzende Cem Özdemir
kämpft dafür, dass die Grünen der mittel-
ständischen Wirtschaft eine etwa 550 Mil-
lionen teure Steuerentlastung für For-
schungsausgaben gewähren – anders, als
Trittin es wünscht. Die sächsische Frakti-
onschefin Antje Hermenau wiederum sieht
Trittins Bereitschaft zu höheren Steuern
mit Sorge. „Aus Rücksicht auf den Mittel-
stand müssen wir darauf achten, dass die
Gesamtbelastung vernünftig tariert wird“,
sagt sie. Der Spitzensatz der Einkommen-
steuer dürfe nur „moderat“ steigen.

Diese Frage könnte Trittin noch einige
Konflikte bescheren. Auch als Finanzmi-
nister in spe bleibt Trittin ein Linker. Wie
er seinen Zuhörern in Oldenburg erklärte,
sieht er Steuererhöhungen auch als Mittel,
um den Schuldenberg zu begrenzen:
„Staatsverschuldung bedeutet, dass man
denjenigen Leuten Zinsen zahlt, die man
sich nicht getraut hat, ordentlich zu be-
steuern.“ RALF BESTE
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Grünen-Politiker Trittin: Das Auswärtige Amt als Karriereziel praktisch abgehakt

G R Ü N E

Kurs aufs
Schatzamt

Fraktionschef Trittin stutzt die 
widersprüchlichen finanzpolitischen
Forderungen seiner Partei zurück.

Lohn der Arbeit soll der Job 
des Bundesfinanzministers sein.
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